
Zehn Jahre Krieg in Afghanistan:  

Truppen abziehen – sofort und bedingungslos 
Aufruf des Bundesausschusses Friedensratschlag zum Aktionsherbst 2011  
 

Am 7. Oktober 2011 jährt sich zum zehnten Mal der Beginn des US-Kriegs gegen Afghanistan, dem sich die 
Bundesrepublik Deutschland im November desselben Jahres angeschlossen hat. Im Dezember vor zehn 
Jahren wurde auf der Konferenz in Petersberg bei Bonn eine provisorische Regierung für Afghanistan 
eingesetzt; wenige Tage später beschloss der UN-Sicherheitsrat den ISAF-Einsatz zur „Stabilisierung“ des 
Karsai-Regimes. Der angebliche „Krieg gegen den Terror“ hatte sich bald zu einem umfassenden Krieg um 
die Kontrolle über das zentralasiatische Land entwickelt – mit zunehmender Gewalt und einer wachsenden 
Zahl ziviler Opfer. 
Im Dezember 2011 wird ein Gipfeltreffen der NATO-Kriegsallianz und anderer Staaten in Bonn stattfinden, 
um über die Zukunft Afghanistans zu beraten. Man braucht wenig Phantasie um vorherzusagen, was dort 
herauskommen wird. Sie sagen: Der Krieg soll so lange weiter geführt werden, bis die Afghanen für ihre 
eigene „Sicherheit“ sorgen können. In Wahrheit wird der Krieg weiter geführt, bis die führenden Staaten 
des Westens das strategisch so bedeutsame zentralasiatische Land vollständig unter ihre Kontrolle gebracht 
haben.  
Garniert wird diese Kriegsverlängerung mit der Ankündigung, parallel dazu den zivilen Aufbau des Landes 
zu verstärken. Aber: Wer Krieg führt, kann nicht gleichzeitig die Folgen des Krieges beseitigen. Solange über 
Afghanistan Bomben abgeworfen und Raketen und Marschflugkörper eingesetzt werden, kann das Land 
nicht aufgebaut werden, können weder frei Wahlen durchgeführt noch sozialer Fortschritt oder 
Menschenrechte verwirklicht werden.  
Daher sagen wir: Die Menschen in Afghanistan brauchen einen sofortigen Waffenstillstand sowie den 
unverzüglichen und bedingungslosen Abzug der fremden Truppen. Tod und Zerstörung würden gestoppt, 
Ressourcen der Kriegskoalition könnten für den Wiederaufbau des Landes eingesetzt werden. Damit 
würden wichtige Voraussetzungen für Frieden und Entwicklung geschaffen. 
 

Die Friedensbewegung ruft zu einem Aktionsherbst für die Beendigung des 
Afghanistankriegs auf, der seinen Höhepunkt Anfang Dezember in Bonn finden wird: 

 Für den gemeinsamen Appell der Friedensbewegung „Den Krieg in Afghanistan beenden – zivil 
helfen“ sollen in den nächsten Wochen und Monaten verstärkt Unterschriften gesammelt werden; 
zum 10. Jahrestag des Kriegsbeginns sollen Zehntausende bis dahin gesammelte Unterschriften in 
Berlin übergeben werden. 

 Der 1. September (Antikriegstag) und der 4. September (zweiter Jahrestag des Kundus-Massakers) 
werden im ganzen Land genutzt, um auf den Wahnsinn des Krieges, auf Kriegsverbrechen und die 
Unmöglichkeit „humanitärer“ Kriegseinsätze – nicht nur in Afghanistan - hinzuweisen. 

 Am 7. Oktober sollen auf einer Veranstaltung in Berlin (Motto: „Wir klagen an“) zehn Jahre Krieg 
bilanziert und die Verantwortlichen und Täter beim Namen genannt werden.  

 Am 7./8. Oktober wird es in Berlin und vielen anderen Städten Protest-Aktionen, Mahnwachen, 
Demonstrationen u.ä. gegen den Afghanistankrieg geben. 

 Vom 6 bis 16. November findet die Ökumenische Friedensdekade unter dem vieldeutig-eindeutigen 
Motto „Gier Macht Krieg“ statt. Auch sie wird dem Thema Afghanistan einigen Raum geben. 

 Der Friedenspolitische Ratschlag in Kassel, der traditionell jeweils am ersten Dezemberwochenende 
stattfindet, wird dieses Jahr eine Woche vorher, am 26. und 27. November durchgeführt. Bilanz 
und Perspektiven des Afghanistankrieges werden einen Schwerpunkt des Ratschlags bilden. 

 Aus Anlass des oben erwähnten Gipfels wird die Friedensbewegung vom 3. bis 5. Dezember in Bonn 
ebenfalls präsent sein und gegen die Kriegskonferenz der NATO protestieren (u.a. bundesweite 
Demo und Gegengipfel). 

Die Friedensbewegung bereitet einen ereignisreichen Aktionsherbst 2011 vor. Sie wird vielfältige 
Aktivitäten mit verschiedenen Gruppen und Organisationen durchführen: lokal, regional und bundesweit. 
Durch Argumente sollen viele Menschen dazu veranlasst werden, sich kritisch mit der offiziellen Militär-und 
Außenpolitik auseinanderzusetzen. So soll der Gewöhnung an Krieg und Gewalt entgegengewirkt werden. 
Die Meinungsmehrheit gegen den Afghanistankrieg, aber auch gegen andere Kriegseinsätze soll bestärkt 
und erweitert werden. Der politische Druck auf die Regierenden zur Beendigung des Kriegs muss erhöht 
werden. Krieg darf kein Mittel der Politik mehr sein. Eine andere Politik ist möglich: 

DEM FRIEDEN EINE CHANCE – TRUPPEN RAUS AUS AFGHANISTAN 


